
Der Grosse Rat zieht im Fall
Reinhardt einen Schlussstrich

Goldman-Skandal
«hilft» Obama
Washington. – Die Ende vergangener
Woche bekannt gewordene Klage der
amerikanischen Börsenaufsicht SEC
gegen die Investmentbank Goldman
Sachs gibt US-Präsident Barack Oba-
ma Rückenwind. Denn: Die Empö-
rung in der Öffentlichkeit über den
möglichen Anlegerbetrug der «Gold-
männer» könnte jetzt denWeg für die
grösste Finanzmarkt-Reform in den
USA seit den Dreissigerjahren ebnen.
Die Blockadefront der Republikaner
im Senat scheint jedenfalls zu brö-
ckeln.

Derweil sind nach Goldman Sachs
weitere Banken insVisier der gefürch-
teten SEC geraten – darunter auch die
Schweizer Grossbank UBS. Dies be-
richtete das «Wall Street Journal»
gestern. (so) KOMMENTAR 5. SPALTE
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Der Freitod des Bündner
Polizeikommandanten Markus
Reinhardt ist seit gestern
politisch aufgearbeitet.

Von Pieder Caminada

Chur. – Gut eine Stunde brauchte der
Grosse Rat gestern,um den Bericht der
Geschäftsprüfungskommission (GPK)
zum Tod des alkoholkrank gewesenen
Kantonspolizei-Chefs Markus Rein-
hardt zu beraten. Und obwohl dieser
Bericht nicht mit Kritik an der Regie-
rung spart, zeigten sich dieVertreter al-
ler Parteien mit derArbeit der GPK zu-
frieden. Die SP betonte aber, dass Re-
gierungsrat Martin Schmid den gröss-

ten Teil der Verantwortung zu tragen
habe, da er nicht richtig reagiert habe.

Sowohl Regierungspräsident Clau-
dio Lardi als auch die zuständigen
Regierungsratsmitglieder Schmid und
Barbara Janom Steiner akzeptierten
die Kritik der GPK. Damit war der
Weg frei, um unter den Freitod Rein-
hardts vom 26. Januar dieses Jahres
einen Schlussstrich zu ziehen.

Diskussionslos genehmigte der
Grosse Rat in der Folge die Empfeh-
lungen der GPK. Kernpunkte sind die
Überarbeitung des Leitfadens zum
Umgang mit suchtmittelabhängigen
Mitarbeitern sowie eine Gesprächs-
kultur, bei der Probleme ohne Gefahr
eines Loyalitätskonflikts thematisiert
werden können. BERICHTE SEITE 3
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Ende der Romantik: Kondensstreifenfreie Sonnenuntergänge sind ab heute wieder Vergangenheit. Bild Patrick Pleuil/Keystone
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Poker um UBS-Vertrag geht
in die entscheidende Runde
Im Bundesrat ist ein Streit darü-
ber entbrannt, ob das Parlament
parallel zum UBS-Vertrag auch
über Boni entscheiden soll. Die
SP markiert vorerst Härte.

Von Tobias Gafafer

Bern. – Nach der Generalversamm-
lung der UBS läuft der Aktivismus
beim Thema Lohn- und Bonuspolitik
sowie Regeln für Grossbanken auch in
Bundesbern auf Hochtouren. Gleich-
wohl hat der Bundesrat die Botschaft
zum UBS-Staatsvertrag mit den USA
vor kurzem nicht mit verbindlichen
Zusagen zur Boni-Frage kombiniert.
Vor der Wirtschaftskommission des
Ständerats (WAK) hat Justizministe-
rin EvelineWidmer-Schlumpf gestern
nun dargelegt, dass der Bundesrat am
28. April seine Vorschläge zur Boni-
Frage präsentieren will. Ein Vorstoss

der Basler SP-StänderätinAnita Fetz,
die verhindern will, dass Unterneh-
men Bezüge vonTopmanagern ab 1,5
Millionen Franken als Aufwand ver-
buchen können, ist damit vorerst sis-
tiert. Ohne Kenntnis des Gesamtpa-
kets hat dieWAK auch eine erste Dis-
kussion zum UBS-Vertrag geführt;
dieser stiess laut Teilnehmern trotz
viel Unmut «der Not gehorchend»
mehrheitlich auf Zustimmung.

Merz drückt auf die Bremse
Das eigentliche Marschtempo in der
Boni-Frage ist in der Landesregierung
stark umstritten. Bis Ende Monat will
zwar auch die vom Bundesrat einge-
setzte Expertengruppe «too big to
fail», welche mit hochkarätigen Ver-
tretern von Behörden und Grossban-
ken besetzt ist, einen vorgezogenen
Zwischenbericht ablegen. Im Bundes-
rat ist allerdings ein offener Streit da-
rüber entbrannt, ob das Parlament pa-

rallel zum UBS-Vertrag bereits im Ju-
ni über eine Bonus-Vorlage entschei-
den soll. Finanzminister Hans-Rudolf
Merz drückte gestern auf die Bremse:
Er halte eine paralleleVorlage für un-
realisierbar, da die wichtigsten Player
einzubeziehen seien, wie er der
«Neuen Zürcher Zeitung» sagte.Aus-
senministerin Calmy-Rey hingegen
besteht darauf, dem Parlament bereits
bei der Beratung des UBS-Vertrags im
Juni eine Boni-Vorlage vorzulegen.

Bleibt die SP tatsächlich hart?
Die Position von Calmy-Reys SP ist
entscheidend, weil die Sozialdemo-
kraten mit der SVP den UBS-Vertrag
bekämpfen und im Parlament gegen
denWillen von CVP und FDP versen-
ken können. Für ein Ja verlangt die SP
substanzielle Zugeständnisse in der
Boni-Frage. Da die SVP jegliche Kom-
promisse ablehnt, stehen die Chancen
der SP gut, sich teilweise durchzuset-

zen. Fraktionschefin UrsulaWyss rea-
gierte mit Unverständnis auf Merz’
Äusserungen. Denn alle wesentlichen
Player seien längst in der Experten-
kommission des Bundesrats vertre-
ten. «Wir sind bereit, der UBS zu hel-
fen, aber nur wenn man auch auf die
Prävention setzt», sagt Wyss. Es sei
zeitlich überhaupt kein Problem, die
Boni-Vorlage im Parlament parallel
zum UBS-Vertrag zu behandeln.

Fraglich ist freilich, ob die SP im
heiklen UBS-Poker tatsächlich hart
bleibt – und nicht doch eine Kröte
schluckt. Denn bei einer Ablehnung
drohen wirtschaftliche Folgen für die
Schweiz, und die Unsicherheit für die
UBS hielte an. «Ich glaube nicht da-
ran, dass die SP wirtschaftliche Nach-
teile für die Schweizer Arbeitnehmer
in Kauf nimmt, nur um 4450 US-Mil-
lionäre vor dem Fiskus zu retten»,
sagte Bundesrätin Widmer-Schlumpf
unlängst in einem Interview.

Wirte fordern Steuergerechtigkeit
In Bern waren gestern die Köche los. Rund 2000 Aktivisten des Wirteverbands Gastro Suisse lancierten in
Kochmontur die Unterschriftensammlung für eine Volksinitiative. Mit dieser soll erreicht werden, dass Spei-
sen und Getränke in Restaurants gleich besteuert werden wie im Detailhandel. Bild Lukas Lehmann/Keystone

Schweizer Teilnahme
am EU-Emissionshandel
BeimTreffen mit dem EU-Ver-
kehrskommissar akzeptierte
Bundesrat Moritz Leuenberger
die von der EU geforderteTeil-
nahme der Schweiz am Emissi-
onshandel für den Flugverkehr.

Brüssel. – Der Antrittsbesuch von
Bundesrat Moritz Leuenberger bei
der neuen EU-Kommission in Brüssel
stand «im Eindruck der Wolke». Wie
er anschliessend vor den Medien aus-
führte, konnte er bei seinem Besuch
in Brüssel trotzdem alle Belange an-
sprechen.

EU-Verkehrskommissar Siim Kallas
konfrontierte Leuenberger mit der
Forderung, dass sich die Schweiz dem
EU-Emissionshandelssystem für den
Flugverkehr anschliesst. Laut Leuen-
berger «hat die Schweiz dasselbe
Ziel», weil sie bei der CO2-Belastung
keine Oase bilden wolle.

Allerdings will die Schweiz ihre
Teilnahme am Emissionshandelssys-
tem nicht auf den Luftverkehr be-
schränken, sondern generell beim frü-
her eingeführten Emissionshandel für
Industrie-Emissionen mitmachen.
Die EU hat 2008 entschieden, den
Luftverkehr ab 2012 in den Emissi-

onshandel einzuschliessen. Die Ober-
grenze für den Treibhausgas-Ausstoss
wird durch die Zahl der verfügbaren
Emissionszertifikate, also Verschmut-
zungsrechte, festgelegt. Im Jahr 2012
soll die Zahl aller Zertifikate 97 Pro-
zent der durchschnittlichen Emissio-
nen der Jahre 2004 bis 2006 betragen,
2013 nur noch 95 Prozent.Von diesen
Zertifikaten sollen jeweils 15 Prozent
versteigert werden, sodass das Ein-
sparen von Emissionen finanziell at-
traktiver wird.

Flugtickets werden wohl teurer
Kommt eine Fluggesellschaft mit ih-
ren Emissionszertifikaten nicht aus,
muss sie Verschmutzungsrechte zu-
kaufen. Alternativ kann sie auch Kli-
maschutzprojekte in Entwicklungs-
ländern finanzieren. Nach Berech-
nungen der EU könnte ein Ticket für
einen Hin- und Rückflug innerhalb
der EU durch den Emissionshandel
um bis zu neun Euro (rund 14 Fran-
ken) und Transatlantikflüge um etwa
40 (rund 60 Franken) teurer werden.
Leuenberger zeigte sich zuversicht-
lich, dass die Verhandlungen mit der
EU rechtzeitig mit dem Beginn des
Emissionshandels im Luftverkehr ab-
geschlossen werden können. (mt)

Die Schweiz muss klimapolitisch deutlich aufholen
DieWirtschaft florierte,
derWinter war kühl, und die
Klimapolitik zeigte wenig
Wirkung. Resultat: 2008 er-
zeugte die Schweiz 8,5 Prozent
mehrTreibhausgase, als der
Vertrag von Kyoto erlaubt.

Von Hanspeter Guggenbühl

Bern. – Im Durchschnitt der Jahre
2008 bis 2012 muss die Schweiz ihre
klimawirksamen Gase um acht Pro-
zent reduzieren; dies im Vergleich
zum Stand von 1990. Das verlangt
das Kyoto-Protokoll von 1997. Regie-
rung und Parlament haben diesenVer-
trag der Vereinten Nationen unter-
schrieben. Doch vom Vollzug ist die
Schweiz weit entfernt. Das zeigen die
gestern veröffentlichten Daten des
Treibhausgas-Inventars 2008.
■ Im Jahr 2008 – dem ersten Jahr, das
zählt – puffte die Schweiz 53,2 Millio-
nen Tonnen klimawirksame Gase in

dieAtmosphäre. DieserWert liegt um
0,5 Prozent über dem Stand von 1990
und damit um 8,5 Prozent über der
Menge, die das Protokoll von Kyoto
zwischen 2008 und 2012 im Jahres-
durchschnitt erlaubt (siehe Grafik).
■ Von der Gesamtmenge entfielen
rund 85 Prozent auf CO2. Die übrigen
15 Prozent verteilen sich auf Methan,
Lachgas sowie synthetische Gase. Der
wachsende CO2-Ausstoss von inter-
national verkehrenden Flugzeugen
wird im Kyoto-Vertrag ausgeklam-
mert – deshalb bringt jetzt auch der
Vulkanausbruch in Island, der Flug-
treibstoff einspart, klimapolitisch kei-
ne Linderung.
■ Gegenüber dem Vorjahr stieg die
Gesamtmenge im Jahr 2008 um drei
Prozent. Das Bundesamt für Umwelt
führt das primär auf die kältereWitte-
rung in den Wintermonaten zurück,
die den fossilen Brennstoffverbrauch
steigen liess, sowie die damals (noch)
wachsende Wirtschaft. Leicht zuge-
nommen habe 2008 auch der Bestand

an Rindvieh und mithin der Ausstoss
von Methan.

Kyoto-Ziel erreichbar, wenn …
Um die 8,5 Prozent zu hohe Menge
im Jahr 2008 auszubügeln und den

Klimavertrag von Kyoto doch noch zu
erfüllen, müsste die Schweiz ihre
Treibhausgase bis 2012 um mehr als
zehn Prozent senken. Das ist unmög-
lich. Doch der Kyoto-Vertrag hat zwei
Schlupflöcher, welche die Schweiz

ausnützen will: Das Kyoto-Protokoll
verlangt, die Staaten müssten ihre Kli-
magase «im Wesentlichen» im Inland
vermindern. Der Bundesrat interpre-
tiert daraus grosszügig, dass die
Schweiz 4,2 Prozent ihrer Redukti-
onsverpflichtung mittels Kauf von
Emissionszertifikaten im Ausland re-
duzieren darf. Zweitens erlaubt das
Kyoto-Protokoll die Anrechnung von
CO2-Senken. Der Bund rechnet, mit
der Zunahme der Waldfläche liessen
sich weitere Emissionen von 0,8 Pro-
zent kompensieren. Damit müsste die
Schweiz ihre klimawirksamen Emis-
sionen im Inland in der Periode 2008
bis 2012 nur noch um drei Prozent
unter das Niveau von 1990 senken.

Dieses Ziel, so zeigte die im letzten
Jahr veröffentlichte Prognose des
Bundes, lässt sich nur erreichen, wenn
dieWirtschaft bis 2012 nicht über das
Niveau von 2008 hinauswächst, die
Wintermonate wärmer ausfallen und
die Klimapolitik hält, was sich die Re-
gierung davon verspricht.

SVP will mindestens
zwei weitere AKWs
Die SVP macht sich stark für
den Bau neuer Atomkraftwerke
(AKWs). Diese seien unverzüg-
lich zu bauen, fordert die
Partei.

Bern. – «Die Zeit drängt, im Jahr
2020 stehen wir bereits mitten in
einer Versorgungslücke», sagte SVP-
Nationalrat Adrian Amstutz (Bern)
gestern vor den Medien in Bern bei
der Präsentation eines Positionspa-
piers. Im Zentrum steht der heutige
Strommix aus Wasserkraft und Kern-
energie. Dieser Mix habe sich be-
währt, sagte Amstutz. Er sei ange-
sichts des steigenden Stromver-
brauchs auszubauen. Energieminister
Moritz Leuenberger wirft die SVP
vor, das Problem «aus ideologischen
Gründen» vor sich herzuschieben.

Konkret fordert die Partei mindes-
tens zwei neue Atomkraftwerke. Im
Positionspapier macht sie zudem
deutlich, was sie nicht will: Sie lehnt
Gaskombikraftwerke ab und stellt
sich gegen die Förderung neuer er-
neuerbarer Energien wie Sonnen-
oderWindenergie. Die Subventionen
dafür trieben lediglich die Stromprei-
se in die Höhe. (sda)

Quelle: Bundesamt für Umwelt,
Guggenbühl;
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MEHR KLIMAGASE, ALS KYOTO ERLAUBT

Treibhausgas-Emissionen in der Schweiz von 1990 bis 2008 und Ziel von Kyoto 2008
bis 2012 alles indexiert: 1990 = 52,95 Millionen Tonnen CO2-Äquivalent = 100%.
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